
ASF 2018_124 

1 

Inkrafttreten: 

01.01.2020 

Gesetz 

vom 13. Dezember 2018 

über die Umsetzung der Steuerreform 
 

Der Grosse Rat des Kantons Freiburg 

gestützt auf das Bundesgesetz vom 28. September 2018 über die Steuerre-
form und die AHV-Finanzierung; 

nach Einsicht in die Botschaft 2017-DFIN-79 des Staatsrats vom 8. Okto-
ber 2018; 

auf Antrag dieser Behörde, 

beschliesst: 

1. Allgemeine Bestimmungen 

Art. 1 Gegenstand 
1 Dieses Gesetz regelt die Umsetzung der Steuervorlage 17 (Steuerreform). 
2 Es umfasst steuerliche Massnahmen und Begleitmassnahmen, für die es 
Änderungen im geltenden Recht braucht. 
3 Es regelt ausserdem die Finanzierung gewisser Begleitmassnahmen. 

Art. 2 Evaluation 
1 Der Staatsrat unterbreitet dem Grossen Rat sieben Jahre nach dem Inkraft-
treten dieses Gesetzes einen Bericht über seine Umsetzung und Wirkung. 
2 Der Bericht gibt Auskunft über die Entwicklung des Steueraufkommens 
der juristischen Personen, die Entwicklung der Steuereinnahmen der Ge-
meinwesen, die Inanspruchnahme des zusätzlichen Abzugs für Forschung 
und Entwicklung und der für Patente und vergleichbare Rechte geltenden 
Vorschriften sowie die Einnahmen und die Zweckbestimmung der Abgabe 
zur Finanzierung der Begleitmassnahmen. Gegebenenfalls schlägt er An-
passungen vor. 
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2. Finanzierung der Begleitmassnahmen 

Art. 3 Sozialabgabe 
1 Die folgenden Begleitmassnahmen werden über eine Sozialabgabe finan-
ziert: 

a) Massnahmen zugunsten der Berufsbildung (Art. 70a des Gesetzes vom 
13. Dezember 2007 über die Berufsbildung); 

b) Massnahmen zugunsten der Stellensuchenden ab 50 Jahren und der Ju-
gendlichen mit Schwierigkeiten bei der beruflichen Eingliederung 
(Art. 103 Abs. 1 Bst. h des Gesetzes vom 6. Oktober 2010 über die Be-
schäftigung und den Arbeitsmarkt); 

c) Massnahmen zugunsten der familienergänzenden Tagesbetreuungsein-
richtungen (Art. 10a des Gesetzes vom 9. Juni 2011 über die familien-
ergänzenden Tagesbetreuungseinrichtungen); 

d) Massnahmen zugunsten der beruflichen Eingliederung von Menschen 
mit Behinderungen (Art. 8 des Gesetzes vom 12. Oktober 2017 über 
Menschen mit Behinderungen). 

2 Die Sozialabgabe ist von den gewinnsteuerpflichtigen juristischen Perso-
nen zu entrichten. 

Art. 4 Bemessungsgrundlage und Abgabesatz 
1 Die jährliche Sozialabgabe bemisst sich nach der einfachen kantonalen 
Gewinnsteuer für die Steuerperiode, die im entsprechenden Jahr endet, und 
die vom für Steuern zuständigen Amt 1) (das Amt) rechtskräftig verfügt 
wurde. 
2 Der Abgabesatz beträgt 8,5 % der vom Amt rechtskräftig verfügten einfa-
chen kantonalen Gewinnsteuer. 

1) Heute: Kantonale Steuerverwaltung. 

Art. 5 Zuteilung 
1 Die Einnahmen aus der Sozialabgabe werden folgenden Fonds zugeteilt: 

a) einem Fonds zur Förderung der Berufsbildung und der höheren Berufs-
bildung; 

b) dem kantonalen Beschäftigungsfonds; 

c) einem Fonds zur Förderung der Vereinbarkeit von Berufs- und Fami-
lienleben; 

d) einem Fonds für die Integration der Menschen mit Behinderungen. 
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2 Die Mittelzuweisung der Fonds wird in den einschlägigen Spezialgesetz-
gebungen geregelt. 

Art. 6 Bezugsbehörde 

Das Amt bezieht die Sozialabgabe und Zinsen in Anwendung dieses Geset-
zes. 

Art. 7 Verpflichtung zur Akontozahlung 
1 Das Amt verschickt jeweils Ende Februar eine Akontozahlungsrechnung 
für die Sozialabgabe der laufenden Steuerperiode. Sie bemisst den Betrag 
der Akontozahlung nach der letzten Veranlagung oder mittels Schätzung 
der voraussichtlichen Sozialabgabe für das laufende Steuerjahr. 
2 Die Akontozahlung ist innerhalb von dreissig Tagen nach Erhalt zu ent-
richten. 
3 Auf der Akontozahlung wird kein Verzugszins geschuldet und kein Ver-
gütungszins gutgeschrieben. 

Art. 8 Abrechnung 
1 Die Veranlagung erfolgt gleichzeitig mit der Veranlagung der Gewinn- 
und Kapitalsteuer. Die Steuerpflichtigen erhalten eine separate Abrech-
nung. 
2 Die geleistete Akontozahlung wird an die gemäss Veranlagung geschulde-
te Abgabe angerechnet. 
3 Wird der in der Schlussabrechnung festgelegte Restbetrag nicht spätestens 
am dreissigsten Tag nach Fälligkeit entrichtet, so wird ein Verzugszins ge-
schuldet. Artikel 206 Abs. 1 Bst. e und Abs. 2 des Gesetzes vom 6. Juni 
2000 über die direkten Kantonssteuern ist anwendbar. 

Art. 9 Fälligkeit 

Die Abgabe wird mit Eröffnung der Veranlagungsanzeige fällig. 

Art. 10 Verjährung 
1 Das Recht auf Veranlagung der Abgabe verjährt fünf Jahre nach Ablauf 
der Steuerperiode und ist fünfzehn Jahre nach Ablauf der Steuerperiode auf 
jeden Fall verjährt. 
2 Das Recht auf Bezug der Abgabe verjährt 5 Jahre, nachdem die Veranla-
gung rechtskräftig geworden ist, und die Verjährung tritt in jedem Fall zehn 
Jahre nach Ablauf des Jahres ein, in dem die Veranlagung rechtskräftig ge-
worden ist. 
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3 Für den Stillstand und die Unterbrechung der Verjährung gilt Artikel 151 
Abs. 2 und 3 des Gesetzes vom 6. Juni 2000 über die direkten Kantonssteu-
ern sinngemäss. 

Art. 11 Geltendes Recht 

Die Bestimmungen des Gesetzes über die direkten Kantonssteuern gelten 
für Solidarität, Bezug, Betreibung und Rechtsmittel, sofern dieses Gesetz 
keine besonderen Bestimmungen enthält. 

3. Schlussbestimmungen 

Art. 12 Änderungen geltenden Rechts 

Die folgenden Gesetze werden gemäss den Bestimmungen im Anhang ge-
ändert: 

a) Gesetz vom 13. Dezember 2007 über die Berufsbildung (SGF 420.1); 

b) Gesetz vom 6. Juni 2000 über die direkten Kantonssteuern (SGF 
631.1); 

c) Gesetz vom 9. Juni 2011 über die familienergänzenden Tagesbetreu-
ungseinrichtungen (SGF 835.1); 

d) Gesetz vom 26. September 1990 über die Familienzulagen (SGF 
836.1); 

e) Gesetz vom 6. Oktober 2010 über die Beschäftigung und den Arbeits-
markt (SGF 866.1.1). 

Art. 13 Referendum und Inkrafttreten 
1 Dieses Gesetz untersteht dem Gesetzesreferendum. Es untersteht nicht 
dem Finanzreferendum. 
2 Es tritt am 1. Januar 2020 in Kraft. 

Der Präsident: Die Generalsekretärin: 

M. ITH M. HAYOZ 
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ANHANG 
Gesetzesänderungen 

Die in Artikel 12 genannten Gesetze werden wie folgt geändert: 

1. Gesetz vom 13. Dezember 2007 über die Berufsbildung (SGF 420.1) 

Art. 68 Abs. 4 (neu) 
4 Die Bestimmungen der AHV-Gesetzgebung gelten sinngemäss für 
die Haftung des Arbeitgebers (Art. 52 des Bundesgesetzes vom 
20. Dezember 1946 über die Alters- und Hinterlassenenversicherung 
– AHVG), die Verrechnung (Art. 20 AHVG), die Höhe der Verzugs- 
und Vergütungszinsen, die Herabsetzung und den Erlass von Beiträ-
gen (Art. 11 AHVG) sowie für den Bezug der Beiträge (Art. 14 bis 
16 AHVG). 

Art. 70a (neu) Steuerreform-Fonds 
1 Es wird ein Fonds zur Förderung der Berufsbildung und der höhe-
ren Berufsbildung errichtet. Dieser Fonds kann mit den verfügbaren 
Mitteln insbesondere Folgendes mitfinanzieren: 

a) die überbetrieblichen Kurse; 

b) das Forum der Berufe START!; 

c) Lehrbetriebsverbünde; 

d) Bau- und Sanierungsarbeiten an den Gebäuden, die der Berufs-
bildung dienen; 

e) Massnahmen für Jugendliche mit Schwierigkeiten. 
2 Die Finanzierung des Fonds richtet sich nach dem Gesetz über die 
Umsetzung der Steuerreform. 

2. Gesetz vom 6. Juni 2000 über die direkten Kantonssteuern (SGF 
631.1) 

Art. 19b Abs. 1 

Den Satz «50 %» durch «70 %» ersetzen. 
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Art. 20a (neu) Selbstständige Erwerbstätigkeit – Einkommen 
aus Patenten und vergleichbaren Rechten 

Für das Einkommen aus Patenten und vergleichbaren Rechten bei 
selbstständiger Erwerbstätigkeit sind die Artikel 103a und 103b 
sinngemäss anwendbar. 

Art. 21 Abs. 1bis und 3 und Abs. 4, 5, 6 und 7 (neu) 
1bis Den Satz «50 %» durch «70 %» ersetzen. 
3 Die Rückzahlung von Einlagen, Aufgeldern und Zuschüssen (Re-
serven aus Kapitaleinlagen), die von den Inhabern der Beteiligungs-
rechte nach dem 31. Dezember 1996 geleistet worden sind, wird 
gleich behandelt wie die Rückzahlung von Grund- oder Stammkapi-
tal. Absatz 4 bleibt vorbehalten. 
4 Schüttet eine Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft, die an einer 
schweizerischen Börse kotiert ist, bei der Rückzahlung von Reser-
ven aus Kapitaleinlagen nach Absatz 3 nicht mindestens im gleichen 
Umfang übrige Reserven aus, so ist die Rückzahlung im Umfang der 
halben Differenz zwischen der Rückzahlung und der Ausschüttung 
der übrigen Reserven steuerbar, höchstens aber im Umfang der in 
der Gesellschaft vorhandenen, handelsrechtlich ausschüttungsfähi-
gen übrigen Reserven. 
5 Absatz 4 ist nicht anwendbar auf Reserven aus Kapitaleinlagen: 

a) die bei fusionsähnlichen Zusammenschlüssen durch Einbringen 
von Beteiligungs- und Mitgliedschaftsrechten an einer ausländi-
schen Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft nach Artikel 103 
Abs. 1 Bst. c oder durch eine grenzüberschreitende Übertragung 
auf eine inländische Tochtergesellschaft nach Artikel 103 Abs. 1 
Bst. d nach dem 24. Februar 2008 entstanden sind; 

b) die im Zeitpunkt einer grenzüberschreitenden Fusion oder Um-
strukturierung nach Artikel 103 Abs. 1 Bst. b und Abs. 4 oder 
der Verlegung des Sitzes oder der tatsächlichen Verwaltung nach 
dem 24. Februar 2008 bereits in einer ausländischen Kapitalge-
sellschaft oder Genossenschaft vorhanden waren; 

c) im Falle der Liquidation der Kapitalgesellschaft oder Genossen-
schaft. 

6 Die Absätze 4 und 5 gelten sinngemäss auch für Reserven aus Ka-
pitaleinlagen, die für die Ausgabe von Gratisaktien und für Gratis-
nennwerterhöhungen aus Reserven aus Kapitaleinlagen verwendet 
werden. 
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7 Entspricht bei der Rückgabe von Beteiligungsrechten an einer Ka-
pitalgesellschaft oder Genossenschaft, die an einer schweizerischen 
Börse kotiert ist, die Rückzahlung der Reserven aus Kapitaleinlagen 
nicht mindestens der Hälfte des erhaltenen Liquidationsüberschusses 
um die halbe Differenz zwischen diesem Anteil und der Rückzah-
lung, höchstens aber im Umfang der in der Gesellschaft vorhande-
nen Reserven aus Kapitaleinlagen, die auf diese Beteiligungsrechte 
entfallen. 

Art. 21a Abs. 1 Bst. b 

[1 Als Ertrag aus beweglichem Vermögen in Sinne von Artikel 21 
Abs. 1 Bst. c gilt auch:] 

b) der Erlös aus der Übertragung einer Beteiligung am Grund- oder 
Stammkapital einer Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft aus 
dem Privatvermögen in das Geschäftsvermögen einer Personen-
unternehmung oder einer juristischen Person, an welcher der 
Veräusserer oder Einbringer nach der Übertragung zu mindes-
tens 50 % am Kapital beteiligt ist, soweit die gesamthaft erhalte-
ne Gegenleistung die Summe aus dem Nennwert der übertrage-
nen Beteiligung und den Reserven aus Kapitaleinlagen nach Ar-
tikel 21 Abs. 3 übersteigt; dies gilt sinngemäss auch, wenn meh-
rere Beteiligte die Übertragung gemeinsam vornehmen. 

Art. 32a (neu) Selbstständige Erwerbstätigkeit – Abzug 
von Forschungs- und Entwicklungsaufwand 

Für den Abzug von Forschungs- und Entwicklungsaufwand bei 
selbstständiger Erwerbstätigkeit ist Artikel 101a sinngemäss an-
wendbar. 

Art. 100 Abs. 1 Bst. c, 2. Satz 

Aufgehoben 

Art. 101a (neu) Berechnung des Reingewinns – Zusätzlicher Abzug 
von Forschungs- und Entwicklungsaufwand 

1 Forschungs- und Entwicklungsaufwand, welcher der steuerpflich-
tigen Person direkt oder durch Dritte im Inland indirekt entstanden 
ist, kann auf Antrag um höchstens 50 % über den geschäftsmässig 
begründeten Forschungs- und Entwicklungsaufwand hinaus zum 
Abzug gebracht werden. 
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2 Als Forschung und Entwicklung gelten die wissenschaftliche For-
schung und die wissenschaftsbasierte Innovation nach Artikel 2 des 
Bundesgesetzes vom 14. Dezember 2012 über die Förderung der 
Forschung und Innovation. 
3 Ein erhöhter Abzug ist zulässig auf: 

a) dem direkt zurechenbaren Personalaufwand für Forschung und 
Entwicklung, zuzüglich eines Zuschlags von 35 % dieses Perso-
nalaufwands, höchstens aber bis zum gesamten Aufwand der 
steuerpflichtigen Person; 

b) 80 % des Aufwands für durch Dritte in Rechnung gestellte For-
schung und Entwicklung. 

4 Ist der Auftraggeber der Forschung und Entwicklung abzugsbe-
rechtigt, so steht dem Auftragnehmer dafür kein Abzug zu. 

Art. 103 Abs. 2, 1. Satz, und Abs. 4 Bst. b 
2 Überträgt eine Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft eine Betei-
ligung auf eine ausländische Konzerngesellschaft, so wird für die 
Differenz zwischen dem Gewinnsteuerwert und dem Verkehrswert 
der Beteiligung die Besteuerung aufgeschoben. (...). 

[4 Zwischen inländischen Kapitalgesellschaften und Genossenschaf-
ten, welche nach dem Gesamtbild der tatsächlichen Verhältnisse 
durch Stimmenmehrheit oder auf andere Weise unter einheitlicher 
Leitung einer Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft zusammenge-
fasst sind, können direkt oder indirekt gehaltene Beteiligungen von 
mindestens 20 % am Grund- oder Stammkapital einer anderen Kapi-
talgesellschaft oder Genossenschaft, Betriebe oder Teilbetriebe so-
wie Gegenstände des betrieblichen Anlagevermögens zu den bisher 
für die Gewinnsteuer massgeblichen Werten übertragen werden. 
Vorbehalten bleiben:] 

b) aufgehoben 

Art. 103a (neu) Berechnung des Reingewinns – Patente 
und vergleichbare Rechte: Begriffe 

1 Als Patente gelten: 

a) Patente nach dem Europäischen Patentübereinkommen vom 
5. Oktober 1973 in seiner revidierten Fassung vom 29. Novem-
ber 2000 mit Benennung Schweiz; 
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b) Patente nach dem Patentgesetz des Bundes vom 25. Juni 1954; 

c) ausländische Patente, die den Patenten nach den Buchstaben a 
oder b entsprechen. 

2 Als vergleichbare Rechte gelten: 

a) ergänzende Schutzzertifikate nach dem Patentgesetz des Bundes 
vom 25. Juni 1954 und deren Verlängerung; 

b) Topographien, die nach dem Topographiengesetz des Bundes 
vom 9. Oktober 1992 geschützt sind; 

c) Pflanzensorten, die nach dem Sortenschutzgesetz des Bundes 
vom 20. März 1975 geschützt sind; 

d) Unterlagen, die nach dem Heilmittelgesetz des Bundes vom 
15. Dezember 2000 geschützt sind; 

e) Berichte, für die gestützt auf Ausführungsbestimmungen zum 
Landwirtschaftsgesetz des Bundes vom 29. April 1998 ein Be-
richtschutz besteht; 

f) ausländische Rechte, die den Rechten nach den Buchstaben a–e 
entsprechen. 

Art. 103b (neu) Berechnung des Reingewinns – Patente 
und vergleichbare Rechte: Besteuerung 

1 Der Reingewinn aus Patenten und vergleichbaren Rechten wird auf 
Antrag der steuerpflichtigen Person im Verhältnis des qualifizieren-
den Forschungs- und Entwicklungsaufwands zum gesamten For-
schungs- und Entwicklungsaufwand pro Patent oder vergleichbares 
Recht (Nexusquotient) mit einer Ermässigung von 90 % in die Be-
rechnung des steuerbaren Reingewinns einbezogen. 
2 Der Reingewinn aus Patenten und vergleichbaren Rechten, die in 
Produkten enthalten sind, ermittelt sich, indem der Reingewinn aus 
diesen Produkten jeweils um 6 % der diesen Produkten zugewiese-
nen Kosten sowie um das Markenentgelt vermindert wird. 
3 Wird der Reingewinn aus Patenten und vergleichbaren Rechten 
erstmals ermässigt besteuert, so werden der in vergangenen Steuer-
perioden bereits berücksichtigte Forschungs- und Entwicklungsauf-
wand sowie ein allfälliger Abzug nach Artikel 101a zum steuerbaren 
Reingewinn hinzugerechnet. Im Umfang des hinzugerechneten Be-
trags ist eine versteuerte stille Reserve zu bilden. 
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4 Die Ausführungsbestimmungen des Bundesrats insbesondere zur 
Berechnung des ermässigt steuerbaren Reingewinns aus Patenten 
und vergleichbaren Rechten, namentlich zum Nexusquotienten, zur 
Anwendung der Regelung auf Produkte, die nur geringe Abwei-
chungen voneinander aufweisen und denen dieselben Patente und 
vergleichbaren Rechte zugrunde liegen, zu den Dokumentations-
pflichten, zum Beginn und Ende der ermässigten Besteuerung und 
zur Behandlung der Verluste aus Patenten sind anwendbar. 

Art. 103c (neu) Berechnung des Reingewinns – Aufdeckung 
stiller Reserven bei Beginn der Steuerpflicht 

1 Deckt die steuerpflichtige Person bei Beginn der Steuerpflicht stil-
le Reserven einschliesslich des selbst geschaffenen Mehrwerts auf, 
so unterliegen diese nicht der Gewinnsteuer. Nicht aufgedeckt wer-
den dürfen stille Reserven einer Kapitalgesellschaft oder Genossen-
schaft aus Beteiligungen von mindestens 10 % am Grund- oder 
Stammkapital oder am Gewinn und an den Reserven einer anderen 
Gesellschaft. 
2 Als Beginn der Steuerpflicht gelten die Verlegung von Vermö-
genswerten, Betrieben, Teilbetrieben oder Funktionen aus dem Aus-
land in einen inländischen Geschäftsbetrieb oder in eine inländische 
Betriebsstätte, das Ende einer Steuerbefreiung nach Artikel 97 sowie 
die Verlegung des Sitzes oder der tatsächlichen Verwaltung in die 
Schweiz. 
3 Die aufgedeckten stillen Reserven sind jährlich zum Satz abzu-
schreiben, der für Abschreibungen auf den betreffenden Vermö-
genswerten steuerlich angewendet wird. 
4 Der aufgedeckte selbst geschaffene Mehrwert ist innert zehn Jah-
ren abzuschreiben. 

Art. 103d (neu) Berechnung des Reingewinns –  Besteuerung 
stiller Reserven am Ende der Steuerpflicht 

1 Endet die Steuerpflicht, so werden die in diesem Zeitpunkt vorhan-
denen, nicht versteuerten stillen Reserven einschliesslich des selbst 
geschaffenen Mehrwerts besteuert. 
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2 Als Ende der Steuerpflicht gelten die Verlegung von Vermögens-
werten, Betrieben, Teilbetrieben oder Funktionen aus dem Inland in 
einen ausländischen Geschäftsbetrieb oder in eine ausländische Be-
triebsstätte, der Übergang zu einer Steuerbefreiung nach Artikel 97 
sowie die Verlegung des Sitzes oder der tatsächlichen Verwaltung 
ins Ausland. 

Art. 103e (neu) Berechnung des Reingewinns – 
Entlastungsbegrenzung 

1 Die gesamte steuerliche Ermässigung nach den Artikeln 101a, 103a 
und 103b darf nicht höher sein als 20 % des steuerbaren Gewinns 
vor Verlustverrechnung, wobei der Nettobeteiligungsertrag nach den 
Artikeln 111 und 112 ausgeklammert wird, und vor Abzug der vor-
genommenen Ermässigungen. 
2 Es dürfen weder aus den Ermässigungen nach den Artikeln 101a 
und 103b noch aus der gesamten steuerlichen Ermässigung Verlust-
vorträge resultieren. 

Art. 110 Kapitalgesellschaften und Genossenschaften 

Die Gewinnsteuer der Kapitalgesellschaften und Genossenschaften 
beträgt 4 % des Reingewinns. 

Art. 113 Abs. 1 und 2 
1 Die Gewinnsteuer der Vereine, Stiftungen und übrigen juristischen 
Personen beträgt 4 % des Reingewinns. 
2 Aufgehoben 

Art. 114 Kollektive Kapitalanlagen 

Die Gewinnsteuer der kollektiven Kapitalanlagen mit direktem 
Grundbesitz beträgt 4 % des Reingewinns. 

Art. 117 

Aufgehoben 

Art. 121 Kapitalgesellschaften und Genossenschaften 
1 Die Kapitalsteuer wird zum Satz von 1 ‰ berechnet. 
2 Für Eigenkapital, das auf Beteiligungsrechte nach Artikel 111 und 
112 und auf Rechte nach Artikel 103a entfällt, wird sie zum Satz 
von 0,1 ‰ berechnet. 
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3 Die von den Kapitalgesellschaften und Genossenschaften geschul-
dete Gewinnsteuer wird an die Kapitalsteuer angerechnet, maximal 
bis zur Höhe des Kapitalsteuerbetrags. 

Art. 122 Abs. 1 und Abs. 3 (neu) 
1 Die Kapitalsteuer der Vereine, Stiftungen und übrigen juristischen 
Personen wird zum unveränderlichen Satz von 1 ‰ berechnet. 
3 Die von den Vereinen, Stiftungen und übrigen juristischen Perso-
nen geschuldete Gewinnsteuer wird an die Kapitalsteuer angerech-
net, maximal bis zur Höhe des Kapitalsteuerbetrags. 

Art. 126 Abs. 1 
1 Die Minimalsteuer beträgt 0,25 ‰ für die steuerbaren Bruttoein-
nahmen aus Engroshandel und für jene von Fabrikationsunterneh-
mungen und 0,7 ‰ für alle übrigen Bruttoeinnahmen. 

Abschnitt 4.5 (Art. 127–130) 

Aufgehoben 

Art. 158 Abs. 2, 2. und 3. Satz (neu) 
2 (…). Zudem haben die juristischen Personen das dienende Eigen-
kapital am Ende der Steuerperiode oder der Steuerpflicht auszuwei-
sen. Dieses besteht aus dem einbezahlten Grund- oder Stammkapital, 
den in der Handelsbilanz ausgewiesenen Reserven aus Kapitaleinla-
ge im Sinne von Artikel 21 Abs. 3–7, den offenen und den aus ver-
steuertem Gewinn gebildeten stillen Reserven sowie aus jenem Teil 
des Fremdkapitals, dem wirtschaftlich die Bedeutung von Eigenka-
pital zukommt. 

Art. 248e (neu) Übergangsbestimmung zur Änderung 
vom 13. Dezember 2018 

1 Wurden juristische Personen nach Artikel 127 und 128 bisherigen 
Rechts besteuert, so werden die bei Ende dieser Besteuerung beste-
henden stillen Reserven einschliesslich des selbst geschaffenen 
Mehrwerts, soweit diese bisher nicht steuerbar gewesen wären, im 
Falle ihrer Realisation innert den nächsten fünf Jahren gesondert be-
steuert. Der Steuersatz beträgt 4 %. 
2 Die Höhe der von der juristischen Person geltend gemachten stillen 
Reserven einschliesslich des selbst geschaffenen Mehrwerts wird 
von der Veranlagungsbehörde mittels Verfügung festgesetzt. 
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3. Gesetz vom 9. Juni 2011 über die familienergänzenden Tagesbetreu-
ungseinrichtungen (SGF 835.1) 

Art. 10 Abs. 5 (neu) 
5 Die Bestimmungen der AHV-Gesetzgebung über die Haftung des 
Arbeitgebers (Art. 52 des Bundesgesetzes vom 20. Dezember 1946 
über die Alters- und Hinterlassenenversicherung – AHVG), die Ver-
rechnung (Art. 20 AHVG), die Verzugszinsen und die Vergütungs-
zinsen, die Herabsetzung und den Erlass von Beiträgen (Art. 11 
AHVG) und den Bezug der Beiträge (Art. 14–16 AHVG) gelten 
sinngemäss. 

Art. 10a (neu) Finanzieller Beitrag – des Steuerreform-Fonds 
1 Es wird ein Fonds zur Förderung der Vereinbarkeit von Berufs- 
und Familienleben eingerichtet. Im Rahmen der verfügbaren Mittel 
können insbesondere Massnahmen finanziert werden, die: 

a) einen Anreiz zur Schaffung von neuen familienergänzenden Be-
treuungsplätzen geben; 

b) die Senkung der Tarife der familienergänzenden Betreuungsplät-
ze ermöglichen; 

c) die Entwicklung innovativer Betreuungsmodelle ermöglichen. 
2 Die Finanzierung des Fonds wird im Gesetz über die Umsetzung 
der Steuerreform geregelt. 

4. Gesetz vom 26. September 1990 über die Familienzulagen (SGF 
836.1) 

Art. 19 Abs. 1 und 2 

[1 Die monatliche Kinderzulage beträgt mindestens:] 

a) den Betrag «245 Franken» durch «265 Franken» ersetzen; 

b) den Betrag «265 Franken» durch «285 Franken» ersetzen. 

[2 Die monatliche Ausbildungszulage beträgt mindestens:] 

a) den Betrag «305 Franken» durch «325 Franken» ersetzen; 

b) den Betrag «325 Franken» durch «345 Franken» ersetzen. 
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5. Gesetz vom 6. November 2010 über die Beschäftigung und den Ar-
beitsmarkt (SGF 866.1.1) 

Art. 103 Abs. 1 Bst. g und Bst. h (neu) und Abs. 2 Bst. e (neu) 

[1 Der Kanton Freiburg verfügt über einen kantonalen Beschäfti-
gungsfonds. Das Kapital, die Erträge und die Zinsen dieses Fonds 
werden verwendet für:] 

g) die Finanzierung der Einrichtungen für Stellensuchende, die an-
dere Sozialleistungen des Kantons oder der Gemeinden beziehen 
oder bezogen haben; 

h) die Finanzierung der Einrichtungen für Stellensuchende ab 
50 Jahren und für Jugendliche mit Schwierigkeiten bei der beruf-
lichen Eingliederung, unter Vorbehalt der Finanzierung durch 
die Arbeitslosenversicherung. 

[2 Der Beschäftigungsfonds wird gespeist durch:] 

e) einen Betrag aus der Abgabe für die Finanzierung der Begleit-
massnahmen zur Steuerreform. Dieser Betrag wird zugunsten der 
Massnahmen gemäss Absatz 1 Bst. h eingesetzt. 

 


	1. Allgemeine Bestimmungen
	2. Finanzierung der Begleitmassnahmen
	3. Schlussbestimmungen

